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Beschluss
Mit Änderungen angenommen

Keine Barrieren mehr für niemanden

Menschen mit Beeinträchtigungen wollen auch mit Assistenz oder Unterstützung berlinweit

selbstbestimmt leben können. Barrierefreiheit ist die Grundvoraussetzung für Selbstbestimmung

und Selbstversorgung, für soziale und diskriminierungsfreie Teilhabe für alle.

Schon seit Jahren wird seitens des bzw. der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen

auf die in allen Bezirken bestehende Unterversorgung von barrierefreiem/barrierearmem Wohn-

raum hingewiesen - so im 11. Verstößebericht (2013/2016), im 12. Verstößebericht (2017/2019) und

auch im 13. Verstößebericht (2019/2021). Diese dramatische Unterversorgung steigt laut „Wohn-

raumbedarfsbericht 2019“ bereits bis 2025 auf mindestens 116.000 barrierefreieWohnungen an.

Angesichts dieser schon jetzt bestehenden Unterversorgung werden die sozialdemokratischenMit-

glieder im Senat, im Berliner Abgeordnetenhaus und in den Bezirksämtern aufgefordert,

• die Umsetzung der vollumfänglichen Barrierefreiheit zu einem zentralen und zügigst umzu-

setzenden Qualitätsstandard bei der anstehenden Novellierung der Berliner Bauordnung zu

machen.

Planen und Bauen für eine inklusive Stadtgesellschaft

Die sozialdemokratischenMitglieder imSenat, imBerlinerAbgeordnetenhausund indenBezirksäm-

tern sowie den Bezirksverordnetenversammlungen werden aufgefordert auf Landes- und Bezirks-

ebene zwingend und zügigst unter anderem nachfolgende Instrumente für eine vollumfängliche

Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen zu implementieren:

• Sachverständige für Barrierefreiheit sind auf Landes- und Bezirksebene unverzüglich in den

Ressorts Stadtentwicklung, Bauen undWohnen einzustellen. Sie sind bei der Planung undUm-

setzung vonBauvorhaben zwingendund frühzeitig zu beteiligen. Nur Sachverständige für Bar-

rierefreiheit können die fachgerechte Einhaltung von Vorschriften für barrierefreies Bauen si-

cherstellen. Mit ihnen kann auch auf bezirklicher Ebene dem Informationsdefizit in vielen Pla-

nungsbüros u.a. im Hinblick auf Schutz- und Gewährleistungspflichten in Bezug auf vollum-

fängliche Barrierefreiheit entgegengewirkt werden. Mit ihnen wird demWegfall verpflichten-

der bauaufsichtlicher Kontrollen aktiv entgegengesteuert. Die bezirklichen Beauftragten für

Menschen mit Behinderung sind von entsprechenden Anfragen zu entlasten.

• DerMieter*innenschutz in Bezug auf den Rückbau barrierearmer/freierWohnungen ist zu ver-

bessern. Dies gilt sowohl für den Umbau als auch für einen möglicherweise von Vermieten-

den geforderten Rückbau. Sowohl für öffentlichen, gemeinnützigen oder privatenWohnraum

muss gelten: Insbesondere die durch geförderte Maßnahmen imWohnraumbestand erzielte

Barrierefreiheit muss dem BerlinerWohnungsmarkt erhalten bleiben.

• Sowohl auf Landes- als auch auf Bezirksebene sind rechtliche Klärungen in Bezug auf Aufzüge

inMilieuschutzgebieten vorzunehmen. Ein regelhaftes Versagen des Einbaus von Aufzügen in

einemMilieuschutzgebiet ist auch angesichts einer zunehmend älter werdenden Bevölkerung

nicht länger vertretbar.
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Derzeitige Beurteilungskriterien sind zu überarbeiten, damit das mit demMilieuschutz erklärte Ziel

des Erhalts von preiswertem Mietwohnraum und die Bedarfe von Berliner*innen mit Beeinträchti-

gungen und chronischen Erkrankungen hinsichtlich des Einbaus von Aufzügen in Einklang gebracht

werden. Ggf. sind hierzu Änderungen auch hinsichtlich derModernisierungsumlage (§ 559 BGB) und

bei den wohnwerterhöhenden Merkmalen (§ 558 BGB) erforderlich.

• DasKoalitionsvorhaben für ein rechtssicheres, effektives unddigital umgesetztesMietkataster

fürWohnen und Gewerbe muss vollumfängliche Barrierefreiheit als Qualitätsstandard miter-

fassen.

Insbesondere für einen Rollstuhl nutzende Menschen braucht es eine Vermittlungsstelle für barrie-

refreie und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen nach der DIN-Norm 18040-2.

Wohnraumsuchende als auch die Vermittlungsstelle selbst würden durch zügig zu erstellende – be-

zirkliche - Kataster für barrierefreieWohnungen unterstützt.

Für alle beschriebenenMaßnahmen, die im Zuständigkeitsbereich des Bundes liegen,werden die so-

zialdemokratischenMitglieder von Bundestag und Bundesregierung aufgefordert, die notwendigen

Gesetzesänderungen einzuleiten und im Sinne der Barrierefreiheit für die Menschen mit Behinde-

rungen tätig zu werden.

gestellt als Antrag 135/I/2022 Keine Barrieren mehr für niemanden1 auf dem Landesparteitag

19.06.2022 Beschluss und überwiesen an: AG Sozialdemokratischer Bezirksbürgermeister, AH Frakti-

on, Senat
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https://parteitag.spd.berlin/cvtx_antrag/keine-barrieren-mehr-fuer-niemanden/

